
„Zukunft der Pflege“ – die Wahlprogramme 2021 im Vergleich 
 

Am 26. September 2021 findet die Bundestagswahl statt. Die Zukunft der Pflege ist eines der großen Themen der Wahl. Das letzte Jahr hat gezeigt, wie wichtig, 

vielseitig und anspruchsvoll Pflege ist – und wie wenig Wertschätzung den einzelnen Personen bisher entgegengebracht wurde. Eine Person zu pflegen ist nicht 

nur „systemrelevant“, sondern vor allem ein Ausdruck der Fürsorge und eine Chance auf ein würdiges Leben trotz Alter oder Krankheit. Insbesondere Frauen 

leisten diese Arbeit: meist zuhause ohne professionelle Unterstützung, oder als Haupttätigkeit im Gesundheitswesen bzw. in der Altenhilfe. 

Wir haben die einzelnen Wahlprogramme der aktuell im Bundestag vertretenen Parteien gegenübergestellt. Als hilfreiche Zusammenfassung diente uns die 

Zusammenfassung des Deutschen Berufsverband für Pflegeberufe (Bundestagswahl 2021 - DBfK), ergänzt um das Wahlprogramm der AfD (BTW 2021 Wahlpro-

gramm - Alternative für Deutschland (afd.de)).  

 

CDU SPD AfD FDP DIE LINKE Bündnis 90/ Die 
Grünen 

Personal 

• Willkommenskul-
tur für ausländi-
sche Pflegekräfte 

• generelle Schul-
geldfreiheit für 
Gesundheits- und 
Pflegeberufe 

 

• Vorschlag eines 
neuen, bundeswei-
ten und einheitli-
chen 
Personalbemes-
sungsrahmens 

• Berufliche Weiter-
entwicklung 

• bundeseinheitliche 
gesetzliche Personal-
untergrenze 

• bedarfsgerechte 
Versorgung 

• bedarfsgerechte 
„Pflegepersonal-Re-
gelung 2.0“ 

• ausgewogener Qua-
lifikationsmix 

• mehr Karrierechan-
cen 

• Ausstattung von Bil-
dung, Erziehung, Ge-
sundheit und Pflege 
deutlich ausbauen 

• mehr Personal einstel-
len 

• bedarfsgerechtes, ho-
hes Fachkraftniveau 
(min. 50%) 

• mehr Lohn, Ar-
beitsschutz und 
Anerkennung 

• verbindliche, be-
darfsgerechte 
Personalbemes-
sung 

• bessere Verein-
barkeit von Beruf 
und Familie  

• mehr eigenver-
antwortliche Ar-
beit von 
Fachkräften 

https://www.dbfk.de/de/themen/Bundestagswahl-2021.php#Pflegepolitik-in-den-Wahlprogrammen
https://www.afd.de/wahlprogramm/
https://www.afd.de/wahlprogramm/


• Abbau unnötiger 
Bürokratie 

• Ermöglichung 
neuer Arbeits-
zeitmodelle und 
Dokumentation 
der Arbeitszeit 

• Stärkung der psy-
chosozialen Un-
terstützung für 
alle Gesundheits-
berufe 

Gehalt  

• Bezahlung ver-
bessern 

• allgemeinverbindli-
che Branchentarif-
verträge 

• weitere Erhöhung 
der Mindestlöhne 

• Angleichung des 
kirchlichen Arbeits-
rechts 

• Refinanzierung der 
Pflegeleistungen 
an die Geltung von 
Tarifverträgen bin-
den 

• leistungsgerechte an-
gemessene Bezahlung 
der Pflegekräfte über 
einen Flächentarifver-
trag mit steuerfreien 
Nacht-, Sonn- und Fei-
ertagszuschlägen. 

 • Gehälter erhöhen 

• Pflegevorsorgefonds 
in einen Pflegeperso-
nalfonds umgewan-
delt werden 

• allgemeinverbindli-
cher Flächentarifver-
trag, mindestens auf 
dem Niveau der Tarif-
verträge des Öffentli-
chen Dienstes (TVÖD / 
TV-L) – auch für pri-
vate oder kirchliche 
Träger 
Durchsetzung von so-
zialversicherungs-
pflichtigen 
Arbeitsverhältnissen 

• Gute Tarifver-
träge 

• Refinanzierung 
der Pflegeleis-
tungen an die 
Geltung von Ta-
rifverträgen bin-
den 

Rahmenbedingungen im Pflegebereich  



• weniger Bürokra-
tie 

• verlässliche 
Dienstpläne 

• gezielte und fle-
xible Unterstüt-
zung häuslicher 
Pflege 

 • eine am Menschen 
orientierte und woh-
nortnahe medizini-
sche Versorgung 

• Eigenverantwortlich-
keit, natürliche Prä-
vention sowie 
Therapiefreiheit 

weiterentwickelter Me-
dizinischer Dienst im 
Gesundheitswesen 

• Weniger Bürokratie 
durch Bepreisung“ 
der Bürokratie- und 
Berichtspflichten für 
anfordernde Stelle 

• Nutzung digitaler Po-
tenziale 

• jeweils 100.000 mehr 
Pflegekräfte in Kran-
kenhäusern und Pfle-
geheimen 

• 500€ mehr Grundgeh-
alt 

• Familiäre Pflege und 
nachbarschaftliches 
Engagement können 
ergänzend und sollen 
nicht aus der Not her-
aus geleistet werden 

 

Professionalisierung des Gesundheitswesens  

• Telemedizin 

• Gemeinde-
schwestern  

• Neuordnung der 
Rollenverteilung 
zwischen ambulan-
tem und stationä-
rem Sektor und 
Überwindung der 
Sektorengrenzen 

• gute Koordination 
und Kooperation 
der medizinischen, 
psychotherapeuti-
schen und pflegeri-
schen Berufe 

• Medizinische Versor-
gung auf dem Land 
wiederherstellen und 
sichern 

• Arzneimittelversor-
gung: Abschaffung der 
Rabattverträge, Aus-
weitung des Festbe-
tragsmarktes, 
Anpassung der Her-
stellerrabatte und Ab-
schaffung der 
Reimportquote 

 • Teilhabeorientierte 
Pflege und Assistenz 

• Einrichtung von 
gemeinwohlori-
entierten regio-
nalen 
Gesundheitszen-
tren 

• Aufgabenvertei-
lung zwischen 
ärztlichem und 
nicht-ärztlichem 
Personal refor-
mieren, mehr Ei-
genverantwortu
ng 

• Quartierspflege, 
Community 
Health Nurses 

• Verbindliche 
kommunale 



Pflegebedarfs-
planung  

• Bedarfsgerechte 
Palliativversor-
gung, Ausbau 
von Hospizen 
und SAPV 

• Zugang zur Ster-
behilfe 

Politische Mitbestimmung 

• Einrichtung einer 
Bundespflege-
kammer 

  • an zentraler Stelle in 
die Erarbeitung der 
nötigen Reformen 
einbinden 

• Ablehnung einer Bun-
despflegekammer 

• Einrichtung einer 
Bundespflege-
kammer 

• Mehr Mitsprache 
im Gemeinsa-
men Bundesaus-
schuss 

Aus-, Fort- und Weiterbildung  

• Aus- und Weiter-
bildung stärken 

• Reform der Be-
rufsgesetze 

• Abschaffung des 
Schulgeldes 

• Einführung einer 
allgemeinen Aus-
bildungsvergü-
tung, auch für 
Fachassistenten  

• bundesweite Har-
monisierung der 
Assistenzausbil-
dung 

• vollschulische Aus-
bildungen dual 
ausrichten: kosten-
frei, Ausbildungs-
gehalt 

• duale akademische 
Ausbildungswege 
stärken 

• Karriereoptionen 
öffnen 

• Förderung und Finan-
zierung der Ausbil-
dung zur 
Pflegefachkraft über 
das Jobcenter 

• getrennte Berufsaus-
bildung von Gesund-
heits- und 
Krankenpflege, Kin-
derkrankenpflege und 
Altenpflege, Abschaf-
fung der generalisti-
schen Ausbildung  

• mehr digitale In-
halte, eine Stärkung 
der pflegerischen 
Kompetenzen und 
eine leistungsge-
rechte Durchlässig-
keit in Pflegeberufen 

• Ausweitung von 
Pflegewissenschaf-
ten 

• Auszubildende nicht 
mehr Teil des Pflege-
schlüssels 

• Gebührenfreie Aus- 
und Fortbildung 

• Ausbildungsvergütung 

• Vergütung bei Weiter-
bildung  

• bundesweite Ausbil-
dungsverordnungen 
und Ausbildungsver-
gütungen 

• Finanzielle und 
strukturelle Un-
terstützung der 
Hochschulen und 
Forschungsein-
richtungen 



Finanzierung 

• Ablehnung einer 
Einheitsversiche-
rung 

• Stärkung der be-
darfsgerechten 
und flächende-
ckenden Grund- 
und Regelversor-
gung in der Kran-
kenhausplanung 
und -Finanzie-
rung 

• Wettbewerb der 
Träger 

• Soziale Pflegever-
sicherung + be-
triebliche 
Zusatzversorgung 

• Pflegevorsorge-
fonds bis 2050 
verlängern 

• Dynamisierung 
des Pflegegeldes 
auf Grundlage 
der Lohnentwick-
lung 

• Einführung neuer 
Wohn- und Be-
treuungsformen, 
Mehrgeneratio-
nenhäuser 

• Steuerzuschüsse 
und Investitions-
mittel für die Re-
form des 
Gesundheitssys-
tems  

• Bürgerversiche-
rung 

• Kommerzialisie-
rung im Gesund-
heitswesen 
beenden 

• Stärkung der Kom-
munen bei den in-
tegrierten 
medizinischen Ver-
sorgungszentren 

• Fallpauschalen prü-
fen, überarbeiten, 
ggf. abschaffen 

• Eigenanteil deckeln 

• Einführung eines Indi-
vidualbudgets für 
Krankenhäuser 

• Begrenzung privater 
Träger im Kranken-
hausbereich bei max. 
60% 

• leistungsgerechte Be-
zahlung der Mediziner 

• Ein mehrstufiges Bo-
nussystem für Bei-
tragszahler, das 
notwendige Arztkon-
takte nicht verhindert, 
aber von leichtferti-
gen Besuchen abhält, 
wird eingeführt 

• Festbetragsregelung 
für Hilfs- und Heilmit-
tel 

• Kurzzeitpflegeplätze in 
den Krankenhäusern 
durch die Pflegeversi-
cherung finanzieren 

• Zusammenlegung von 
sozialer Pflegeversi-
cherung und gesetzli-
cher 
Krankenversicherung 

• alle Leistungsansprü-
che der jeweiligen 
Pflegegrade in ein 
monatliches Pflege-
budget überführen 

• Pflegeversicherung 
als Teilleistung + Ka-
pitaldeckungsele-
mente 

• Soziale Pflegeversi-
cherung + private 
Vorsorge + betriebli-
che Vorsorge 

• Nur noch gemeinnüt-
zige, öffentliche oder 
kommunale Kranken-
häuser und Pflegekon-
zerne durch Verbot 
der Gewinnentnahme 

• Schaffung von kom-
munalen Kranken-
hausverbünden 

• Abschaffung der Fall-
pauschalen durch be-
darfsgerechte 
Finanzierung 

• Solidarische Gesund-
heitsversicherung für 
alle 

• Pflegeversicherung 
soll Vollversicherung 
werden ohne Eigenan-
teile 

• Einführung einer Pfle-
gebedarfsplanung, 
analog Krankenhaus 

• Abschaffung der Bei-
tragsbemessungs-
grenze bei 
Krankenversicherung 

• Uneingeschränkte 
Versorgung auch ohne 
Versicherung  

• Beendung von Kosten-
erstattung von nicht 

• flächende-
ckende, erreich-
bare 
Grundversor-
gung in verbindli-
cher 
Landeskranken-
hausplanung 

• Gemeinwohlori-
entierung stär-
ken, 
Privatisierung 
umkehren 

• Neues Finanzie-
rungssystem für 
Krankenhäuser 

• solidarisch finan-
zierte Bürgerver-
sicherung 

• Eigenanteil sen-
ken und deckeln 



• Zusammenfas-
sung der Leistun-
gen für Angebote 
der Kurzzeit- und 
Verhinderungs-
pflege sowie Be-
treuungsleistung
en zu einem 
Budget 

evidenzbasiert Be-
handlungsmethoden 
durch GKV 

Digitalisierung 

• weitere 500 Milli-
onen Euro für 
eine Innovations-
offensive für Ro-
botik und 
Digitalisierung 

• Weiterentwick-
lung technischer 
Assistenz- und 
Warnsysteme 

• Entlastung im Ar-
beitsalltag durch 
digitale Infra-
strukturen, bspw. 
Pflegedokumen-
tation 

• Potenziale der Digi-
talisierung für die 
Verbesserung von 
Diagnosen und für 
die flächende-
ckende gesund-
heitliche 
Versorgung 

• Datenschutz ge-
währleisten 

• flächendeckende 
Weiterbildungs- 
und Unterstüt-
zungsangebote 

 • digitale Anwendun-
gen, Automatisie-
rung sowie Robotik - 
Von der elektroni-
schen Patienten-
kurve über die 
automatisierte Me-
dikamentenausgabe 
bis hin zu roboti-
schen Lagerungshil-
fen 

 • Robotik zur Un-
terstützung in 
der Pflege, Tele-
medizin oder die 
elektronische Pa-
tientenakte 

• Appentwicklung 
für persönliche 
Gesundheitsin-
formationen  

• Ausbau digitaler 
Infrastruktur und 
technischer As-
sistenzsysteme 

• Sicherheit und 
Interoperabilität 

• Länderübergrei-
fende Schnitt-
stellenstandards 

 


